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Allgeme ine  E inkau fsb ed in gun gen d er  
He fe van Ha ag Gmb H &  Co.  KG und d er   

He fe van Ha ag B.V.  

1 Geltungsbereich und Form 
1.1 Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen 

(„AEB“) und die Anlage Lebensmittel und Qualitätssi-
cherung gelten für alle Geschäftsbeziehungen mit un-
seren Lieferanten („Verkäufer“). Die AEB gelten nur, 
wenn der Verkäufer Unternehmer (§ 14 BGB), eine ju-
ristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öf-
fentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

1.2 Die AEB und die Anlage Lebensmittel und Qualitätssi-
cherung gelten insbesondere für Verträge über den 
Verkauf und/oder die Lieferung beweglicher Sachen 
(„Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob der Verkäufer die 
Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft       
(§§ 433, 650 BGB). 

1.3 Diese AEB und die Anlage Lebensmittel und Qualitätssi-
cherung gelten ausschließlich. Abweichende, entge-
genstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäfts-
bedingungen des Verkäufers werden nur dann und 
insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung aus-
drücklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustim-
mungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch 
dann, wenn wir in Kenntnis der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen des Verkäufers dessen Lieferungen vorbe-
haltlos annehmen. 

1.4 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen 
mit dem Verkäufer (einschließlich Nebenabreden, Er-
gänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vor-
rang vor diesen AEB. Für den Inhalt derartiger Verein-
barungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein 
schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestäti-
gung maßgebend. 

1.5 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Ver-
käufers in Bezug auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, 
Mahnung, Rücktritt) sind in Schrift- oder Textform (z.B. 
Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvor-
schriften und weitere Nachweise insbesondere bei 
Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben 
unberührt. 

2 Vertragsschluss 
2.1 Unsere Bestellung gilt frühestens mit schriftlicher Ab-

gabe oder Bestätigung als verbindlich. Auf offensichtli-
che Irrtümer (z.B. Schreib- und Rechenfehler) und Un-
vollständigkeiten der Bestellung einschließlich der 
Bestellunterlagen hat uns der Verkäufer zum Zwecke 
der Korrektur bzw. Vervollständigung vor Annahme 
hinzuweisen; ansonsten gilt der Vertrag als nicht ge-
schlossen. 

2.2 Der Verkäufer ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb 
einer Frist von 1 Woche mindestens in Textform zu 

bestätigen oder insbesondere durch Versendung der 
Ware vorbehaltlos auszuführen (Annahme). 

Eine verspätete Annahme gilt als neues Angebot und 
bedarf der Annahme durch uns. 

2.3 Der Verkäufer gewährleistet, dass die von ihm herge-
stellten und/oder gelieferten Waren den jeweils ein-
schlägigen Bestimmungen des deutschen und europäi-
schen Rechts, insbesondere den Bestimmungen zur 
Deklaration, Etikettierung und Kennzeichnung, ent-
sprechen. Der Verkäufer gewährleistet im Rahmen der 
Lieferung von Lebensmitteln und Primärverpackungen 
(Verpackungen, die Kontakt zu Lebensmitteln haben) 
die Einhaltung der Allgemeinen Bestimmungen für Le-
bensmittel und Qualitätssicherung gemäß der Anlage 
Lebensmittel und Qualitätssicherung. Weitergehende 
Leistungspflichten des Verkäufers bleiben unberührt. 

2.4 Der Verkäufer wird uns die von ihm bei sorgfältiger Ein-
schätzung zu erwartenden Lieferverzögerungen recht-
zeitig vor dem Liefertermin mindestens in Textform an-
zeigen. Unsere Ansprüche wegen Lieferverzug bleiben 
von dieser Anzeige unberührt. 

2.5 Wir sind berechtigt, jederzeit durch schriftliche Erklä-
rung unter Angabe des Grundes vom Vertrag zurückzu-
treten, wenn wir die bestellten Waren in unserem Ge-
schäftsbetrieb aufgrund von nach Vertragsschluss 
eingetretenen, vom Verkäufer zu vertretenen Umstän-
den (wie z.B. die fehlende Einhaltung von gesetzlichen 
Anforderungen) nicht mehr oder nur mit erheblichen 
Aufwendungen verwenden können oder sich die Ver-
mögensverhältnisse des Verkäufers nach Vertrags-
schluss derart verschlechtern, dass mit einer vertrags-
gemäßen Lieferung nicht zu rechnen ist. 

3 Lieferzeit und Lieferverzug 
3.1 Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist 

bindend. Vorzeitige Lieferungen sind allein unter der 
Bedingung vorgängiger schriftlicher Einverständniser-
klärung zulässig.  

3.2 Wir sind berechtigt, die Lieferzeit jederzeit durch 
schriftliche Mitteilung mit einer Frist von mindestens 5 
Kalendertagen vor dem vereinbarten Liefertermin zu 
ändern. Haben solche Änderungen Lieferverzögerun-
gen zur Folge, die sich nicht im normalen Produktions- 
und Geschäftsbetrieb des Verkäufers mit zumutbaren 
Anstrengungen vermeiden lassen, verschiebt sich der 
ursprünglich vereinbarte Liefertermin entsprechend 

3.3 Erbringt der Verkäufer seine Leistung nicht oder nicht 
innerhalb der vereinbarten Lieferzeit oder kommt er in 
Verzug, so bestimmen sich unsere Rechte – insbeson-
dere auf Rücktritt und Schadensersatz – nach den ge-
setzlichen Vorschriften.  
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4 Leistung, Lieferung, Verpackungen, Gefahrübergang, 
Annahmeverzug 

4.1 Der Verkäufer ist ohne unsere vorherige schriftliche Zu-
stimmung nicht berechtigt, die von ihm geschuldete 
Leistung durch Dritte (z.B. Subunternehmer) erbringen 
zu lassen. Der Verkäufer trägt das Beschaffungsrisiko 
für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas an-
deres vereinbart ist (z.B. Beschränkung auf Vorrat). 

4.2 Die Lieferung erfolgt innerhalb Deutschlands und nach 
Deutschland „frei Haus“ an den in der Bestellung ange-
gebenen Ort. Ist der Bestimmungsort nicht angegeben 
und nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an 
unseren Geschäftssitz in Kempen zu erfolgen. Der je-
weilige Bestimmungsort ist auch der Erfüllungsort für 
die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung (Bring-
schuld). 

4.3 Wir sind berechtigt, Ort der Lieferung sowie die Art der 
Verpackung jederzeit durch schriftliche Mitteilung mit 
einer Frist von mindestens 5 Kalendertagen vor dem 
vereinbarten Liefertermin zu ändern. Gleiches gilt für 
Änderungen von Produkten, soweit diese im Rahmen 
des normalen Produktionsprozesses des Verkäufers 
ohne erheblichen Zusatzaufwand umgesetzt werden 
können, wobei in diesen Fällen die Anzeigefrist nach 
dem vorstehenden Satz mindestens 5 Kalendertage be-
trägt. Haben solche Änderungen Lieferverzögerungen 
zur Folge, die sich nicht im normalen Produktions- und 
Geschäftsbetrieb des Verkäufers mit zumutbaren An-
strengungen vermeiden lassen, verschiebt sich der ur-
sprünglich vereinbarte Liefertermin entsprechend. 

4.4 Der Verkäufer informiert uns über die Spezifikation der 
mit Ware befüllten Verpackung anhand der Anlage 
„Stammdaten - Verpackung und Palettenlagen“. Für die 
Primärverpackung, Sekundärverpackung und die Pack-
hilfsmittel umfasst die Spezifikation jeweils die Materi-
alart, das Gewicht der jeweiligen Materialart sowie die 
Konfektion der Verpackung (Packungseinheiten, -
größe). Sollte sich die Spezifikation der mit der Ware 
befüllten Verpackung ändern, wird der Verkäufer uns 
unverzüglich und unaufgefordert eine aktualisierte An-
lage „Stammdaten - Verpackung und Palettenlagen“ 
per E-Mail an stammdaten@hefe-van-haag.de über-
mitteln. 

4.5 Wir sind berechtigt, vom Verkäufer zu verlangen, dass 
er nicht systempflichtige Verpackungen gemäß den 
Vorgaben des § 15 Abs. 1 S. 1 bis 3 Verpackungsgesetz 
i.d.F.v. 3.7.2021 bzw. in der jeweils aktuellen Fassung 
auf seine Kosten zurückzunimmt. Für diesen Fall ist der 
Rückgabeort der ursprüngliche Ort der tatsächlichen 
Übergabe der nicht systempflichtigen Verpackungen. 
Im Rahmen wiederkehrender Belieferungen kann der 
Verkäufer nicht systempflichtige Verpackungen auch 
bei einer der nächsten Anlieferungen zurücknehmen.  

4.6 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen 
Verschlechterung der Ware geht mit Übergabe am Er-
füllungsort auf uns über. Der Übergabe steht es gleich, 
wenn wir uns im Annahmeverzug befinden. 

4.7 Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die 
gesetzlichen Vorschriften. Der Verkäufer muss uns 
seine Leistung aber auch dann ausdrücklich anbieten, 
wenn für eine Handlung oder Mitwirkung unsererseits 
(z.B. Beistellung von Material) eine bestimmte oder be-
stimmbare Kalenderzeit vereinbart ist. Geraten wir in 
Annahmeverzug, so kann der Verkäufer nach den ge-
setzlichen Vorschriften Ersatz seiner Mehraufwendun-
gen verlangen (§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine 
vom Verkäufer herzustellende, unvertretbare Sache 
(Einzelanfertigung), so stehen dem Verkäufer weiterge-
hende Rechte nur zu, wenn wir uns zur Mitwirkung ver-
pflichtet und das Unterbleiben der Mitwirkung zu ver-
treten haben. 

5 Preise und Zahlungsbedingungen 
5.1 Die vereinbarten Preise sind bindend. Alle Preise ver-

stehen sich zuzüglich etwaiger gesetzlicher Umsatz-
steuer. Preisänderungen des Verkäufers sind uns min-
destens 1 Monat im Vorhinein anzukündigen. 

5.2 Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, 
schließt der Preis alle Leistungen und Nebenleistungen 
des Verkäufers sowie alle Nebenkosten (z.B. ordnungs-
gemäße Verpackung, Transportkosten einschließlich 
eventueller Transport- und Haftpflichtversicherung) 
ein. 

5.3 Soweit nach der getroffenen Vereinbarung der Preis die 
Verpackung nicht einschließt und die Vergütung für die 
– nicht nur leihweise zur Verfügung gestellte – Verpa-
ckung nicht ausdrücklich bestimmt ist, ist diese zum 
nachgewiesenen Selbstkostenpreis zu berechnen.  

5.4 Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalenderta-
gen ab vollständiger Lieferung und Leistung (einschließ-
lich einer ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang ei-
ner ordnungsgemäßen Rechnung zur Zahlung fällig. 
Wenn wir Zahlung innerhalb von 14 Kalendertagen leis-
ten, gewährt uns der Verkäufer 2% Skonto auf den 
Rechnungsbetrag. Bei Banküberweisung ist die Zahlung 
rechtzeitig erfolgt, wenn unser Überweisungsauftrag 
vor Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht; 
für Verzögerungen durch die am Zahlungsvorgang be-
teiligten Banken sind wir nicht verantwortlich. 

5.5 Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungs-
verzug gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

5.6 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die 
Einrede des nicht erfüllten Vertrages stehen uns in ge-
setzlichem Umfang zu. Wir sind insbesondere berech-
tigt, fällige Zahlungen zurückzuhalten, solange uns noch 
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Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaften 
Leistungen gegen den Verkäufer zustehen. 

5.7 Der Verkäufer hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehal-
tungsrecht nur wegen rechtskräftig festgestellter oder 
unbestrittener Gegenforderungen. 

6 Geheimhaltung und Eigentumsvorbehalt 
6.1 An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, 

Ausführungsanweisungen, Rezepturen, Produktbe-
schreibungen und sonstigen Unterlagen behalten wir 
uns Eigentums- und Urheberrechte vor. Derartige Un-
terlagen sind ausschließlich für die vertragliche Leis-
tung zu verwenden und nach Erledigung des Vertrags 
an uns zurückzugeben. Gegenüber Dritten sind die Un-
terlagen geheim zu halten, und zwar auch nach Beendi-
gung des Vertrags. Die Geheimhaltungsverpflichtung 
erlischt erst, wenn und soweit das in den überlassenen 
Unterlagen enthaltene Wissen allgemein bekannt ge-
worden ist. 

6.2 Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung 
(Weiterverarbeitung) von beigestellten Gegenständen 
durch den Verkäufer wird für uns vorgenommen. Das 
gleiche gilt bei Weiterverarbeitung der gelieferten 
Ware durch uns, so dass wir als Hersteller gelten und 
spätestens mit der Weiterverarbeitung nach Maßgabe 
der gesetzlichen Vorschriften Eigentum am Produkt er-
werben. 

6.3 Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und 
ohne Rücksicht auf die Zahlung des Preises zu erfolgen. 
Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein durch die Kauf-
preiszahlung bedingtes Angebot des Verkäufers auf 
Übereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des 
Verkäufers spätestens mit Kaufpreiszahlung für die ge-
lieferte Ware. Wir bleiben im ordnungsgemäßen Ge-
schäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur Weiter-
veräußerung der Ware unter Vorausabtretung der 
hieraus entstehenden Forderung ermächtigt (hilfs-
weise Geltung des einfachen und auf den Weiterver-
kauf verlängerten Eigentumsvorbehalts). Ausgeschlos-
sen sind damit jedenfalls alle sonstigen Formen des 
Eigentumsvorbehalts, insbesondere der erweiterte, der 
weitergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung 
verlängerte Eigentumsvorbehalt. 

7 Gewährleistung bei mangelhafter Lieferung 
7.1 Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Verkäu-

fer insbesondere dafür, dass die Ware bei Gefahrüber-
gang auf uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als 
Vereinbarung über die Beschaffenheit gelten jedenfalls 
diejenigen Produktbeschreibungen und -spezifikatio-
nen, die – insbesondere durch Bezeichnung oder Be-
zugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand des je-
weiligen Vertrages sind oder in gleicher Weise wie diese 
AEB in den Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei 

keinen Unterschied, ob die Produktbeschreibung von 
uns, vom Verkäufer oder vom Hersteller stammt. 

7.2 Waren, die bei Ankunft folgende Mängel aufweisen, 
werden sofort zurückgewiesen: Schädlingsbefall, Fäul-
nis, andere Qualitätsmängel, welche eine Weiterverar-
beitung oder Verkauf der Ware unmöglich machen, ins-
besondere wenn eine Gefährdung eines Konsumenten 
nicht auszuschließen ist. Kann der Verkäufer die Ware 
nicht zurücknehmen, so werden die anfallenden Kosten 
der Vernichtung durch uns in Rechnung gestellt.  

7.3 Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der 
Ware und bei sonstigen Pflichtverletzungen durch den 
Verkäufer gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

7.4 Durch Abnahme oder durch Billigung von vorgelegten 
Mustern oder Proben verzichten wir nicht auf Gewähr-
leistungsansprüche. 

7.5 Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht 
gelten die gesetzlichen Vorschriften mit folgender Maß-
gabe: Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf 
Mängel, die bei unserer Wareneingangskontrolle unter 
äußerlicher Begutachtung einschließlich der Lieferpa-
piere offen zu Tage treten (z.B. Transportbeschädigun-
gen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer 
Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren erkennbar 
sind. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine 
Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände 
des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang 
tunlich ist. Unsere Rügepflicht für später entdeckte 
Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Unter-
suchungspflicht gilt unsere Rüge (Mängelanzeige) je-
denfalls dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie 
innerhalb von 7 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei 
offensichtlichen Mängeln, ab Lieferung abgesendet 
wird. 

7.6 Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem 
Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; inso-
weit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder grob 
fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vor-
lag. 

7.7 Mit dem Zugang unserer schriftlichen Mängelanzeige 
beim Verkäufer ist die Verjährung von Gewährleis-
tungsansprüchen gehemmt, bis der Verkäufer unsere 
Ansprüche ablehnt oder den Mangel für beseitigt er-
klärt oder sonst die Fortsetzung von Verhandlungen 
über unsere Ansprüche verweigert. Bei Ersatzlieferung 
und Mängelbeseitigung beginnt die Gewährleistungs-
frist für ersetzte und nachgebesserte Teile erneut, es 
sei denn, wir mussten nach dem Verhalten des Verkäu-
fers davon ausgehen, dass dieser sich nicht zu der Maß-
nahme verpflichtet sah, sondern die Ersatzlieferung 
oder Mängelbeseitigung nur aus Kulanzgründen oder 
ähnlichen Gründen vornahm. 
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7.8 Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte gilt: Kommt 
der Verkäufer seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung – 
nach unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels 
(Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangel-
freien Sache (Ersatzlieferung) – innerhalb einer von uns 
gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so können 
wir den Mangel selbst beseitigen und vom Verkäufer 
Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw. 
einen entsprechenden Vorschuss verlangen. Ist die 
Nacherfüllung durch den Verkäufer fehlgeschlagen 
oder für uns unzumutbar (z.B. wegen besonderer Dring-
lichkeit, Gefährdung der Betriebssicherheit oder dro-
hendem Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) bedarf 
es keiner Fristsetzung; von derartigen Umständen wer-
den wir den Verkäufer unverzüglich, nach Möglichkeit 
vorher, unterrichten. 

7.9 Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel 
nach den gesetzlichen Vorschriften zur Minderung des 
Kaufpreises oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 
Außerdem haben wir nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten Anspruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz. 

8 Lieferantenregress 
8.1 Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche inner-

halb einer Lieferkette (Lieferantenregress gemäß §§ 
445a, 445b, 478 BGB) stehen uns neben den Mängelan-
sprüchen uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere 
berechtigt, genau die Art der Nacherfüllung (Nachbes-
serung oder Ersatzlieferung) vom Verkäufer zu verlan-
gen, die wir unserem Abnehmer im Einzelfall schulden. 
Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB) wird 
hierdurch nicht eingeschränkt. 

8.2 Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend ge-
machten Mangelanspruch (einschließlich Aufwen-
dungsersatz gemäß §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 
BGB) anerkennen oder erfüllen, werden wir den Ver-
käufer benachrichtigen und unter kurzer Darlegung des 
Sachverhalts um schriftliche Stellungnahme bitten. Er-
folgt eine substantiierte Stellungnahme nicht innerhalb 
angemessener Frist und wird auch keine einvernehmli-
che Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsäch-
lich gewährte Mangelanspruch als unserem Abnehmer 
geschuldet. Dem Verkäufer obliegt in diesem Fall der 
Gegenbeweis. 

8.3 Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch 
dann, wenn die mangelhafte Ware durch uns oder ei-
nen anderen Unternehmer, z.B. durch Einbau in ein an-
deres Produkt, weiterverarbeitet wurde. 

9 Produzentenhaftung 
9.1 Ist der Verkäufer für einen Produktschaden verantwort-

lich, hat er uns auf erstes Anfordern insoweit von An-
sprüchen Dritter freizustellen, wenn die Ursache in sei-
nem Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt ist 
und er im Außenverhältnis selbst haftet. Dies gilt auch, 

wenn der Verdacht eines Produktschadens vorliegt. Der 
Verkäufer wird uns unverzüglich über einen etwaigen 
Gefahrenverdacht, der seine Ware betrifft, schriftlich 
und ggf. in Eilfällen auch vorab fernmündlich informie-
ren (siehe hierzu auch Anlage Lebensmittel und Quali-
tätssicherung). 

9.2 Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der 
Verkäufer Aufwendungen zu erstatten, die sich aus 
oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme 
Dritter einschließlich von uns durchgeführter Rückruf-
aktionen ergeben. Über Inhalt und Umfang von Rück-
rufmaßnahmen werden wir den Verkäufer – soweit 
möglich und zumutbar – unterrichten und ihm Gelegen-
heit zur Stellungnahme geben. Weitergehende gesetz-
liche Ansprüche bleiben unberührt. Das Gleiche gilt für 
von uns durchgeführte Rückrufaktionen, ohne dass 
eine Inanspruchnahme Dritter vorliegt. Hinsichtlich 
marktrelevanter Maßnahmen mit Außenwirkung beim 
Verkäufer wird auf Nr. 9 der Anlage Qualitätssicherung 
verwiesen. 

9.3 Der Verkäufer hat eine Produkthaftpflichtversicherung 
und eine Rückrufkostenversicherung mit einer pau-
schalen Deckungssumme von mindestens 10 Mio. EUR 
pro Personen-/Sachschaden abzuschließen und zu un-
terhalten. 

10 Verjährung 
10.1 Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien 

verjähren nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

10.2 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die all-
gemeine Verjährungsfrist für Mängelansprüche drei 
Jahre ab Gefahrübergang. Die dreijährige Verjährungs-
frist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus Rechts-
mängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für 
dingliche Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 
Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; Ansprüche aus Rechtsmän-
geln verjähren darüber hinaus in keinem Fall, solange 
der Dritte das Recht – insbesondere mangels Verjäh-
rung – noch gegen uns geltend machen kann. 

10.3 Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich 
vorstehender Verlängerung gelten – im gesetzlichen 
Umfang – für alle vertraglichen Mängelansprüche. So-
weit uns wegen eines Mangels auch außervertragliche 
Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die re-
gelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), 
wenn nicht die Anwendung der Verjährungsfristen des 
Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren Verjährungs-
frist führt. 

11 Rechtswahl und Gerichtsstand 
11.1 Für diese AEB und die Vertragsbeziehung zwischen uns 

und dem Verkäufer gilt das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss internationalen Privat-
rechts und des UN-Kaufrechts. 
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11.2 Ist der Verkäufer Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öf-
fentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließli-
cher – auch internationaler – Gerichtsstand für alle sich 
aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten 
unser Geschäftssitz in Kempen. Entsprechendes gilt, 
wenn der Verkäufer Unternehmer i.S.v. § 14 BGB ist. 
Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage 
am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gemäß diesen 
AEB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am 
allgemeinen Gerichtsstand des Verkäufers zu erheben. 
Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu 
ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

12 Salvatorische Klausel 
Im Fall der Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen in 
diesen AEB oder den einzelnen Verträgen mit dem Ver-
käufer bleiben die übrigen Bestimmungen voll wirksam. 
Unwirksame Bestimmungen sind durch solche zu erset-
zen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen 
bzw. ungültigen Bestimmung am nächsten kommt. Ent-
sprechendes gilt im Fall von Regelungslücken.  


